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1. Verwaltungsgerichtshof (VwGH) urteilt – illegales Parken auf Behindertenparkplatz nicht straffrei
Für Menschen mit Behinderungen gibt es in Österreich die Möglichkeit, in den Besitz eines Behindertenparkausweises (§29b StVO) zu kommen. Voraussetzung hierfür ist die Zusatzeintragung im Behindertenausweis über die „Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung“. Mit diesem Behindertenparkausweis ist man befugt, auf ausgewiesenen Behindertenparkplätzen zu parken.

Behindertenparkplätze werden strategisch oft in der Nähe von häufig aufgesuchten Gebäuden eingerichtet, um Menschen mit einer Behinderung weitestgehend möglichst kurze Wegstrecken zu ermöglichen.

Viele Menschen, die z.B. in der Innenstadt gerade einen Parkplatz suchen, sehen oft gerade diesen einen freien Parkplatz. Aber gerade dieser eine Parkplatz stellt sich oft als reservierter Platz für InhaberInnen eines Behindertenparkausweises heraus. Die Versuchung ist für viele Menschen, scheint’s, oft zu groß. Sie nehmen gerade diese Parklücke, da sie ideal liegt, großzügig angelegt und vor allem gerade frei ist. Nach dem Motto „Ich bin eh gleich wieder weg…“ besetzen sie oft widerrechtlich diese Parkplätze. Viele Menschen sehen dies als Kavaliersdelikt an, nicht einsehen wollend, dass es sich um eine Straftat handelt.

In einem Präzedenzfall entschied nun der Verwaltungsgerichtshof wie folgt:
Eine Person parkte in Graz widerrechtlich auf einem Behindertenparkplatz und bekam eine Strafe von 70 Euro. Diese Person legte Widerspruch ein. Das steirische Landesverwaltungsgericht gab der/dem AutofahrerIn recht und wandelte die Geldstrafe in eine Ermahnung um. 
Dies geschah im Sinne des Verwaltungsstrafgesetzes, §45, Abs. 1. Hierbei kann das Verfahren eingestellt werden oder es kann das Gericht „(…) unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid eine Ermahnung erteilen, wenn dies geboten erscheint, um ihn von der Begehung strafbarer Handlungen gleicher Art abzuhalten“. Demnach gab es keine Strafe, lediglich eine Ermahnung sollte hierfür ausreichend sein.

Der Bürgermeister der Stadt Graz, Siegfried Nagl, ging gegen dieses Urteil vor und wandte sich damit an die diesbezüglich oberste Behörde, den Österreichischen Verwaltungsgerichtshof (VwGH). Dieser hob das Urteil des Landesverwaltungsgerichts Steiermark wegen Rechtswidrigkeit auf.

„Das zu schützende Rechtsgut ist im vorliegenden Fall die Erhaltung der Mobilität von Menschen, die dauernd stark gehbehindert sind. Diese sind in der Regel auf reservierte Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum angewiesen, um jene Wege zurücklegen zu können, die Menschen ohne dauernde starke Gehbehinderung auch ohne solche besonderen Halte​ und Parkmöglichkeiten bewältigen können. Den vorbehaltenen Halte​ und Parkmöglichkeiten kommt demnach erhebliche Bedeutung zu, keinesfalls kann davon gesprochen werden, dass die Bedeutung dieses strafrechtlich geschützten Rechtsgutes gering ist.“

Das bedeutet, dass für Menschen mit Behinderung (im Besitz eines gültigen Ausweises nach §29b StVO) ein Behindertenparkplatz von hoher Wichtigkeit ist. Daher handelt es sich hier um kein geringes Rechtsgut. Hier ist eine Ermahnung nicht ausreichend, sondern eine Strafe ist zu verhängen.

Sie finden das Urteil des Verwaltungsgerichtshofes unter:
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/2015/ra_2015020167.pdf?582qji 
Die Gesamte Rechtsvorschrift für das Verwaltungsstrafgesetz 1991 finden Sie hier.

Informationen entnommen aus:

https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/2015/...
http://diepresse.com/home/recht/rechtallgemein/4897583/Parken-auf-Platz... 
2. Seminar „Handling und Hebetechniken in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung“
Menschen mit körperlichen Behinderungen sind in vielen Belangen auf assistierende Hilfe angewiesen. Diese sind vielfach mit Pflege- und Hebetätigkeiten verbunden. Beispielsweise ist es oft notwendig RollstuhlfahrerInnen in den Rollstuhl bzw. aus dem Rollstuhl heraus zu helfen bzw. zu heben, Assistenz bei der Körperpflege, Hilfe im täglichen Leben oder bei der Arbeit etc. 
Aber auch beim Erwerb von Fähigkeiten und der situationsgerechten Umsetzung, die im täglichen Leben gebraucht werden (wie z.B. der richtige Umgang mit dem Rollstuhl, Einsatz von Hilfsmitteln etc.), benötigen Menschen mit Assisenzbedarf oft Begleitung und Unterstützung.

Voraussetzung für eine lange und erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen betroffenen Menschen und AssistentInnen ist, dass achtsam mit den natürlichen Ressourcen – in diesem Fall dem menschlichen Körper – umgegangen wird. Nur wer über lange Zeit körperlich fit und einsatzfähig bleibt, hat die Möglichkeit über lange Zeit aktiv unterstützen zu können.

In der Rolle von HelferInnen und UnterstützerInnen sind oft Menschen, die diese Assistenzleistungen beruflich machen, z.B. in Betreuungseinrichtungen oder TherapeutInnen. Auf der anderen Seite übernehmen in irgendeiner Form fast immer Familienmitglieder (und/oder der Freundeskreis) die Rolle von UnterstützerInnen. Das geht vom Babyalter bis weit hinein ins Erwachsenenalter. 
Gerade im nicht professionellen Bereich ist es von enormer Wichtigkeit, dass die betroffenen AssistentInnen bewusst mit der Frage konfrontiert werden, wie man helfen und unterstützen kann, ohne sich selbst körperlich (und auch seelisch) zu verausgaben und zu überlasten. Hier ist Aufklärungs- und Unterstützungsarbeit dringend erforderlich. 
Sehr oft ist es so, dass die passenden bzw. notwendigen Hilfsmittel nicht vorhanden sind (z.B. Hebekran) oder diese Hilfsmittel nicht immer und überall gezielt eingesetzt werden können. Nicht das eine oder andere Mal eine Kleinigkeit aufzuheben, ist hier im Mittelpunkt. Vielmehr das ständige, falsche und viel zu schwere Heben und Tragen sollte hier im Fokus stehen. Falsche Belastungen über lange Zeit werden oft völlig unterschätzt bzw. verdrängt. Gerade diese Belastungen führen über längere Zeiträume zu Haltungsschäden und sehr oft auch zu Bandscheibenvorfällen.
Die Mosaik GmbH ist in ihrer täglichen Arbeit ständig mit diesem Tätigkeitsfeld konfrontiert und veranstaltet zu diesem Thema das Seminar „Handling und Hebetechniken in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung“. 

Inhalt:
· Ergonomische Hebe- und Tragetechniken 
· Handlingtechniken zur Unterstützung der motorischen Entwicklung
· Vorstellung von Hilfsmitteln
· Transfermöglichkeiten
· Lagerungstechniken
· Rollstuhlhandling
· Selbsterfahrung

Ziel:
· Kenntnis der anatomischen Grundlagen
· Wissen über ergonomische richtige Hebe- und Transfermöglichkeiten
· Sicheres Rollstuhlhandling
· Vorstellung verschiedenster Hilfsmittel
· Kennenlernen von verschiedenen Lagerungs- und Entspannungsmöglichkeiten

Weitere Informationen finden Sie unter http://www.mosaik-buk.org/Workshops-Seminare/S-34 

Die Anmeldung zum Seminar „Handling und Hebetechniken in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung“ finden Sie hier
Termin:
Mo. 18.04.2016 09:00 - 18:00 Uhr
Di. 26.04.2016 09:00 - 18:00 Uhr

Anmeldeschluss: 2 Wochen vor Veranstaltungsbeginn

Kontakt:
MOSAIK Bildung und Kompetenz (BuK) GmbH
Wiener Straße 148, 8020 Graz
Tel. 0316/68 92 99
Fax-DW -9279
E-Mail: buk@mosaik-gmbh.org
Internet: www.mosaik-buk.org
Informationen entnommen aus:

http://www.mosaik-buk.org/ 
3. Autovermietung Rollimotion bietet nun auch rollstuhlgerechte Fahrzeuge
Menschen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, benötigen oft ein speziell adaptiertes Auto, um mobil zu sein. Vielfach ist es für im Rollstuhl sitzende Menschen nicht (leicht) möglich, auf herkömmliche Weise in einem Auto zu sitzen. So gibt es hier die Möglichkeit, das eigene Auto speziell umbauen zu lassen (Rampe, Sicherungsgurte etc.). All diese Umbauten sind meist sehr kostenintensiv. Vor allem ist auch die Frage der Kosten-Nutzenrechnung zu stellen, wenn das speziell adaptierte Auto nur sehr selten gebraucht wird.

In diesem Fall bietet es sich an, ein Auto für einen bestimmten Zeitraum zu mieten, z.B. für Ausflüge, im Urlaub etc. Autoverleihfirmen in Österreich hatten lange Zeit diese Fahrzeugklasse nicht in ihrem Angebot. Die Mietwagenfirma AVIS nahm zwei rollstuhlgerecht adaptierte Wagen (VW Caddy Maxi lang) in ihrem Fuhrpark auf. 
Nun nahm die Firma Rollimotion ebenfalls einen umgerüsteten VW Caddy in ihre Fahrzeugflotte auf. Menschen im Rollstuhl gelangen über eine Rampe in das Fahrzeug. Dort werden sie über spezielle Fixiergurte gesichert und können so während der Fahrt im Auto sitzend die Fahrt genießen. Das Fahrzeug ist nicht für SelbstfahrerInnen geeignet.

Sie können das Fahrzeug ab 99 Euro pro Tag mieten. Darin enthalten sind 1000 km frei und eine Vollkaskoversicherung. Der Vollkasko-Selbstbehalt beläuft sich auf 500 Euro. Das Fahrzeug kann bei der Firma Rollimotion gemietet werden. Die Firma befindet sich in Wiener Neudorf, südlich von Wien. Auf Wunsch wird das Fahrzeug gerne zugestellt (individuelles Angebot über Anbieter zu erfahren).

Weitere Informationen finden Sie unter http://www.rollimotion.at/ 
Informationen zur rollstuhlgerechten Autovermietung von AVIS finden Sie unter:
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http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=14215
http://www.avis.de/Paravan-VWCaddy
http://www.avis.at/avisonline/at/avis.nsf/c/Buchen,Spezialfahrzeuge_Oesterreich 

Kontakt:
Firma Rollimotion
Stützpunkt Wien / Niederösterreich
Griesfeldstraße 11b, Objekt N 25
2351 Wr. Neudorf
Telefon: 02236/37 40 26

E-Mail: info@rollimotion.at 

Internet: http://www.rollimotion.at/ 
Informationen entnommen aus:

https://www.bizeps.or.at/news.php?nr=16111 
4. Barrierefreiheit ab 1. Jänner 2016 – Ende der Übergangsfrist
Am 1. Jänner 2006 trat in Österreich das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG in Kraft. „Ziel dieses Bundesgesetzes ist es, die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder zu verhindern und damit die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.“ (BGStG, §1)

Mit diesem Gesetz soll erreicht werden, dass Menschen mit Behinderungen in Österreich weitestgehend ohne Barrieren leben können. Diese gesetzlichen Regelungen betreffen Unternehmen, sowie den Bund in ganz Österreich. Es müssen Waren, Dienstleistungen und Informationen so gestaltet werden, dass sie für alle Menschen gleich nutzbar und erfassbar sind. Diese Bestimmungen gelten für Dienstleistungen und Güter/Waren, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, sie sind ausschließlich für den öffentlichen Raum in dieser Form anzuwenden.

Aufgrund der Komplexität und des Aufwandes gab es in den Bereichen Bauen und Verkehr einen Übergangszeitraum. Dieser endete am 31. Dezember 2015. Ab diesem Zeitpunkt müssen nach dem Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz „(…) Güter und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, diskriminierungsfrei - also auch ohne Barrieren - angeboten werden. Dies umfasst im Wesentlichen Verbrauchergeschäfte. Darunter versteht man beispielsweise tägliche Einkäufe, Urlaubsreisen, Kinobesuche, Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder Essen in Restaurants und Gasthäusern. Aber auch der Arztbesuch oder der Besuch eines Volkshochschulkurses sind davon umfasst“. Nur dem Bund wurde eine Übergangsfrist bis 31. Dezember 2019 eingeräumt. 

Wird nun eine mittelbare oder unmittelbare Diskriminierung festgestellt, gilt es eine bestimmte Abfolge einzuhalten. Grundsätzlich gibt es keinen Anspruch auf Unterlassung oder Beseitigung der Barriere bzw. Diskriminierung. Das Behindertengleichstellungsgesetz fällt in den Bereich des Zivilrechtes. Der Staat verhängt also keine Verwaltungsstrafe. Es gibt ausschließlich einen Anspruch auf Schadenersatz (außer in der Arbeitswelt). 
Zwingende Voraussetzung für eine Geltendmachung vor Gericht ist ein Schlichtungsverfahren beim Sozialministeriumservice (früher Bundessozialamt bzw. BASB). Dieses Verfahren ist kostenlos und freiwillig. Weiters ist die Beteiligung des Bundes-Behindertenanwaltes möglich. Außerdem gibt es die Möglichkeit, eine Verbandsklage durch den Dachverband (ÖAR) anzustreben.

Einige Bestimmungen im Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz erläutern, warum bzw. wann keine Diskriminierung vorliegt. Dieser Passus kommt vorwiegend zum Einsatz, wenn es sich um „unverhältnismäßige Belastungen“ bei der Beseitigung der Barriere handelt, z.B. zu hohe Kosten, zu großer Aufwand, Widerspruch zu anderen Gesetzen, wie Denkmalschutz etc. Dies ist im Einzelfall zu prüfen.

Ausführliche Informationen und Erläuterungen zum Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz finden Sie unter: 

http://www.bizeps.or.at/gleichstellung/rechte/bgstg.php#erlaeuterungen_8 

Gesamte Rechtsvorschrift für das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz finden Sie hier.

Informationen entnommen aus:

https://www.wko.at/Content.Node/service/w/WKW_Barrierefrei_web.pdf 

http://www.sozialministerium.at/site/Service/Haeufig_gestellte_Fragen/Barrierefreiheit/Haeufig_gestellte_Fragen_Barrierefreiheit_Allgemeines_Rechtliche_Grundsaetze#46 

F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
Joanneumring 20A
8010 Graz
Telefon: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at 
Internet: www.behindertenanwalt.steiermark.at 
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